ah ME. 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 7. — 


(Nr. 8976.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg ⸗Lippe, betreffend den in 
Schaumburg-Lippe belegenen Theil der Hannover⸗Mindener Eiſenbahn. Vom 
16. Mai 1883. 


Nachdem zwiſchen der Königlich Preußiſchen Regierung und der Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſchen Rentkammer mittelſt Vertrages vom heutigen Tage der 
Uebergang des Eigenthums an dem auf Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchem Staats⸗ 
gebiete belegenen, für Rechnung der Fürſtlichen Schatulle erbauten Theile der 
Eiſenbahn von Hannover nach Minden auf den Preußiſchen Staat vereinbart 
worden iſt, haben zum Zwecke der hierdurch erforderlich gewordenen weiteren 
Verabredungen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Baurath Ernſt Grüttefien, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Ludwig Sipman 

und 

Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Guſtav Schmidt; 

Seine Durchlaucht der Fürſt von Schaumburg-Lippe: 
Höchſtihren Geheimen Kammerrath Otto König, 

von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Nati- 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt: 
Artikel 1. 

Die Fürſtlich Schaumburg-Lippiſche Regierung erklärt Sich damit ein⸗ 
verftanden, daß der Preußiſche Staat den auf Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchem 
Gebiete belegenen Theil der Eiſenbahn von Hannover nach Minden nebſt allem 
Zubehör nach Maßgabe des zwiſchen der Preußiſchen Staatsregierung und der 
Fürſtlichen Rentkammer unter dem heutigen Tage abgeſchloſſenen Vertrages zu 
Eigenthum erwirbt. 
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Der Vertrag zwiſchen Preußen, Hannover, Kurheſſen und Schaumburg⸗ 
Lippe über die Ausführung einer Eiſenbahn von Hannover nach Minden vom 
4. Dezember 1845, ſowie der Vertrag zwiſchen Hannover und Schaumburg⸗ 
Lippe über den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Hannover nach Minden 
von demſelben Tage, nebſt ſämmtlichen dazu getroffenen Separatabkommen und 
Nachtragsvereinbarungen, werden für die Folge außer Kraft geſetzt. 

An Stelle derſelben treten — neben den in dem Eingangs erwähnten 
Vertrage vom heutigen Tage, betreffend den Uebergang des in Schaumburg⸗ 
Lippe belegenen Theiles der Hannover-Mindener Eiſenbahn auf den Preußiſchen 
Staat, getroffenen Vereinbarungen privatrechtlicher Natur — lediglich die Be— 
ſtimmungen dieſes Vertrages. 


Artikel 2. 


Die Landeshoheit über die im Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Gebiete 
belegene Eiſenbahnſtrecke bleibt der Fürſtlich Schaumburg-Lippiſchen Regierung 
vorbehalten und ſoll hinfort unter Beobachtung der nachſtehenden Beſtimmungen 
ausgeübt werden: 


1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Fürſtlich Schaumburg⸗ 
Lippiſchen Staatsbehörden. 

Sollte von der Fürſtlichen Regierung künftig in Folge eintretenden 
Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinal⸗ 
ſtraßen, welche die den Gegenſtand dieſes Vertrages bildende Eiſen— 
bahnſtrecke kreuzen, angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar 
Preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Ein- 
ſprache erhoben werden, es müſſen aber in derartigen Fällen von der 
Fürſtlichen Regierung alle erforderlichen Maßregeln getroffen werden, 
damit weder durch die neue Anlage der Betrieb der Eiſenbahn geſtört 
wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Aufwand 
erwächſt, als der für die Bewachung der neuen Uebergänge. 


2) Die Bahnpolizei wird in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei⸗ 
Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands von den Organen der 


Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. Die ſeitens der Königlich Preußiſchen 


Staatseiſenbahnverwaltung in Eid und Pflicht genommenen Bahn- 
polizeibeamten ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung von der 
kompetenten Fürſtlichen Behörde in Eid und Pflicht zu nehmen. 


3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der 
im Fürſtenthum Schaumburg-Lippe belegenen Eiſenbahnſtrecke den be- 
treffenden Fürſtlich Schaumburg ⸗Lippiſchen Regierungsorganen ob. 
Dieſelben werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereit- 
willigſt Unterſtützung leiſten. 
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4) Die Befreiung von direkten Landesſteuern, ſoweit eine ſolche für die 
fragliche Bahnſtrecke durch die Beſtimmungen des Verfaſſungsgeſetzes 
für das Fürſtenthum Schaumburg-Lippe vom 17. November 1868 
eingeräumt iſt, bleibt auch nach dem Uebergange des Eigenthums der 
genannten Bahnſtrecke auf den Preußiſchen Staat beſtehen. 


5) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplans für die in Frage ſtehende Bahn- 
ſtrecke ſteht der Fürſtlich Schaumburg-Lippiſchen Regierung eine Ein- 
wirkung nicht zu, jedoch ſollen weſentliche Aenderungen des Perſonen— 
zugsfahrplans nur nach vorgängigem Benehmen mit der Fürſtlichen 
Regierung erfolgen, damit den Wünſchen Derſelben die thunlichte 
Berückſichtigung nicht verſagt werde. 


6) Für die Einziehung von Stationen und Halteſtellen, für die Neu 
errichtung derſelben innerhalb des Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen 
Gebietes, ſowie für die Einftellung des Betriebes auf der innerhalb des 
Fürſtenthums belegenen Bahnſtrecke iſt die Zuſtimmung der Fürſtlichen 
Regierung erforderlich. Im Uebrigen geht die Ausübung ſtaatlicher 
Aufſichtsrechte über Verwaltung und Betrieb der Bahnſtrecke auf die 
Königlich Preußiſche Regierung über. 

7) An der im Gebiete des Fürſtenthums Schaumburg-Lippe belegenen 
Eiſenbahnſtrecke ſollen die Hoheitszeichen der Fürſtlichen Regierung bei⸗ 
behalten werden. 

8) Der Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung bleibt vorbehalten, die 
Handhabung der Ihr über die betreffende Bahnſtrecke zuſtehenden 
Hoheitsrechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahn⸗ 
verwaltung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu 
übertragen. ö 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be 
ziehungen der Fürſtlichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen 
Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der zuſtändigen 
Polizei- oder Gerichtsbehörden geeignet find. 

Die Eiſenbahnverwaltung wird ſich an dieſe Behörde beziehungsweiſe 
an dieſen Kommiſſarius in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben gehörigen 
Angelegenheiten wenden. 


Artikel 3. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der bezeichneten 
Bahnſtrecke die Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen des Fürſtenthums 
Schaumburg-Lippe in gleichem Maße berückſichtigen, wie die entſprechenden 
Intereſſen der Preußiſchen Landestheile. Sie wird weder im Perſonen— noch im 
Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Ab— 
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fertigung oder hinſichtlich der Beförderungspreiſe einen Unterſchied machen. Die: 
ſelbe wird bei der Beſetzung der Stellen der in dem Gebiete des Fürſtenthums 
Schaumburg⸗Lippe zu ſtationirenden unteren Beamten, zu welchen insbeſondere 
Bahnwärter und Weichenſteller zu rechnen ſind, bei ſonſt gleicher Anſtellungs⸗ 
fähigkeit und Qualifikation auf die Bewerbung der Fürſtlichen Unterthanen vor⸗ 
zugsweiſe Rückſicht nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimaths— 
landes nicht aus, find aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie angeſtellt 
ſind, unterworfen. 


Artikel 4. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahn auf den innerhalb des Fürſtenthums Schaumburg⸗ 
Lippe belegenen Stationen auf Verlangen der Fürſtlichen Regierung nicht verſagen. 
Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden beſonderen Vereinbarungen werden 
die Hohen kontrahirenden Regierungen Sich in jedem einzelnen Falle verſtändigen. 


Artikel 5. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


So geſchehen zu Berlin, den 16. Mai 1883. 


(L. S.) Ernſt Grüttefien. (. S.) Otto König. 
(. S.) Ludwig Sipman. 
(L. S.) Guſtav Schmidt. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗ Urkunden hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


r 


